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„Staaten müssen Religionsfreiheit garantieren“
Experte unterrichtet Fraktion über den aktuellen Stand der  

Christenverfolgung

Die Fraktion in Aktion

Die Lage der Christen in der Welt ver-
schlechtert sich; die Religionsfreiheit 
wird immer weiter eingeschränkt. So 
lautet die ernüchternde Feststellung 
von Thomas Schirrmacher, dem Di-
rektor des Internationalen Instituts 
für Religionsfreiheit mit Sitz in Bonn, 
Kapstadt und Colombo. Schirrmacher 
schilderte Abgeordneten der CDU/
CSU die aktuelle Situ-
ation der verfolgten 
und bedrängten 
Christen in aller Welt. 
Erika Steinbach, Vor-
sitzende der Arbeits-
gruppe Menschen-
rechte und humanitä-
re Hilfe der CDU/
CSU-Bundestagsfrak-
tion, und Heribert 
Hirte, Vorsitzender 
des Stephanuskrei-
ses, hatten zu dem 
Fachgespräch einge-
laden. 

Schirrmacher ging 
besonders auf die 
heikle Lage der Chris-
ten in Syrien, in Ägyp-
ten und in der Türkei 
ein. Man müsse die 
Motivation der Diskriminierung oder 
Bedrohung besonders hinterfragen: 
„Wird aus Glaubensgründen Gewalt 
angewendet oder sind es eher wirt-
schaftliche Argumente?“ 

Christliche Kirchen werden  

vergleichsweise oft zerstört

Um das Ausmaß der Verfolgung zu be-
urteilen, sei es wichtig, sich die Rela-
tion der Religionen ins Bewusstsein 
zu rufen. Weil der christliche Glaube 
in der Welt am weitesten verbreitet 
sei, rücke er in jeder Statistik entspre-
chend weit nach oben. „Leider gilt 
trotzdem: Je brutaler die Verfolgung, 
desto mehr rückt das Christentum ins 
Zentrum“, erklärte Schirrmacher. In 
den Kategorien Brutalität oder Zerstö-
rung von Kirchen stehe das Christen-
tum einsam an der Spitze der Statisti-

ken. „Moscheen werden vergleichs-
weise selten verwüstet“, fuhr der 
Theologe fort, der auch zum Vorstand 
der Internationalen Gesellschaft für 
Menschenrechte gehört.

Besonders in Syrien zeige sich die-
se Entwicklung deutlich. Nur noch 
drei bis fünf Prozent der Christen, die 
in Syrien lebten, seien noch im Land. 

„Etwa ein Drittel der Flüchtlinge 
christlichen Glaubens, mit denen ich 
gesprochen habe, ist vor allem wegen 
der Bedrohung durch Islamisten ge-
ĵRKHQ÷��HUNO¦UWH�6FKLUUPDFKHU��,Q�6\UL-
en sei die über zweitausend Jahre alte 
FKULVWOLFKH� 6WUXNWXU� XQZLGHUUXĵLFK�
verloren, selbst wenn die Christen ir-
gendwann zurückkehren sollten. 

Den Christen in Ägypten gehe es 
dagegen momentan verhältnismäßig 
gut. „Insbesondere im ländlichen Be-
reich gibt es zwar immer wieder Über-
fälle auf Christen, doch die Armee ist 
dann relativ schnell zur Stelle, um zu 
helfen“, sagte Schirrmacher. Das kön-
ne sich mit der nächsten Wahl jedoch 
rasch ändern, denn die Chancen stün-
den schlecht für demokratische Kräf-
te, die sich für die Religionsfreiheit 
einsetzten. 

„Allein der Umstand der Wahl 
macht noch keine Demokratie“, er-
klärte er und verwies dabei auch auf 
den türkischen Ministerpräsidenten 
Recep Tayyi Erdogan. Dieser wolle die 
Hagia Sophia, einst byzantinische 
Kirche, dann Moschee, jetzt Museum 
und Touristenmagnet, wieder zum is-
lamischen Gotteshaus machen. Le-

diglich der interna-
tionale Protest habe 
ihn bisher von die-
sem Schritt abge-
halten. 

Empörung löste 
laut Schirrmacher 
auch die Freilas-
sung der geständi-
gen Mörder dreier 
Christen Anfang 
März aus. Die mut-
maßlichen Mörder 
wurden nach sie-
ben Jahren aus der 
Untersuchungshaft 
entlassen, weil ein 
neues von Ankara 
erlassenes Gesetz 
bestimmt, dass An-
geklagte nicht län-

ger als fünf Jahre in U-Haft verbringen 
dürfen. Schirrmacher bezeichnete 
diesen Vorgang als „Schock für die ge-
samte Christenheit in der Türkei“.

Verbrechen entgegentreten

Schirrmacher informierte auch über 
die Situation in Indien, wo am 7. April 
gewählt wird. Hier gab er eine Teilent-
warnung: Nur neun der insgesamt 60 
Bundesstaaten seien von Christenver-
IROJXQJ� EHWURĳHQ�� ù,Q� I¾QI� GLHVHU�
neun Staaten passiert allerdings täg-
lich etwas. Kirchen werden unbrauch-
bar gemacht und Häuser von Christen 
angezündet“, fügte er an. 

Solchen und schlimmeren Verbre-
chen müsse man überall in der Welt 
entgegentreten. Ein Staat habe die 
Aufgabe, die freie Wahl des Glaubens 
zu ermöglichen und zu verteidigen. 
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Wir müssen unsere Werte verteidigen
Sanktionen sind ein notwendiges Signal an Moskau

Zur Lage

Volker Kauder

Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
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Russland hat sich nicht von seinen Plänen abhalten lassen. 
Schritt für Schritt verwirklicht Präsident Wladimir Putin 
sein Ziel, die Krim zu einem Teil seines Landes zu machen.

Der Westen hat das Referendum auf der Krim an diesem 
Sonntag nicht verhindern können. Angesichts der Ent-
schlossenheit auf Seiten Moskaus wäre dies nur mit militä-
rischen Mitteln möglich gewesen. Diese Option stand für 
Deutschland, die EU und die USA nie zur Diskussion. 

Das ändert aber nichts daran, dass wir Russland in den 
nächsten Jahren dazu drängen werden, den Bruch des Völ-
kerrechts wieder rückgängig zu machen. Wir müssen einen 
Rechtsbruch einen Rechtsbruch nennen. Es ist gerade eine 
Lehre aus den Katastrophen des 20. Jahrhunderts, dass wir 
nicht schweigend zusehen dürfen, wenn das Völkerrecht 
mit Füßen getreten wird. Dazu muss als erstes unsere Wort-
wahl eindeutig sein.

„Russland hat sich  
international isoliert“

Russland hat sich international isoliert. Dies kann Präsi-
dent Putin nicht freuen. Im Weltsicherheitsrat stand Mos-
kau allein, als es um die Nichtanerkennung des Krim-Refe-
rendums ging. China – und das ist ein wichtiges Signal – 
hat sich der Stimme enthalten. Ein ähnliches Bild hat sich 
im Europarat und in der OSZE gezeigt. Die Staatenwelt ist 
sich einig, dass das Verhalten Moskaus inakzeptabel ist. 
Dass die Krim einmal Teil Russlands war, ändert überhaupt 
nichts an der Sachlage. Nikita Chruschtschow selbst hat die 
Krim  aus Russland herausgelöst. Russland hat die Grenzen 
der Ukraine 1994 nochmals anerkannt. 

Die EU und die USA haben ihre politische Zusammenar-
beit mit Russland eingefroren und mit weiteren Sanktio-
nen reagiert. Das sind moderate Schritte, mit denen der 
Westen signalisiert, dass er nach wie vor gesprächsbereit 
ist. Präsident Putin muss durch diese Tür gehen. Tut er dies 

nicht, ist völlig klar, dass wir weitere Sanktionen beschlie-
ßen werden. Eine mögliche weitere Destabilisierung der 
Ukraine können wir nicht hinnehmen. Wir müssen auch 
bereit sein, unsere Werte zu verteidigen. Und dazu gehört, 
dass man im 21. Jahrhundert nicht Grenzen in Europa mit 
dem Mittel der Gewalt verschieben darf. Dafür müssen wir 
auch bereit sein, vorübergehend wirtschaftliche Nachteile 
in Kauf zu nehmen.

Im Bundestag ist in diesen Tagen nebenbei eines deut-
lich geworden. Die Linkspartei ist im 21. Jahrhundert noch 
QLFKW�DQJHNRPPHQ��2ĳHQ�¾EHUQHKPHQ�LKUH�6SLW]HQYHUWUH-
ter die Argumente Russlands. Alle in der SPD können nun 
erkennen, wo die Linkspartei wirklich steht. 


